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Der EuGH hat mit Urteil vom 19.9.2024 – C-264/23 entschieden, dass Bestpreisklauseln bei Online-Plattformen für die Buchung

von Unterkünften nach dem Wettbewerbsrecht der Union grundsätzlich nicht als „Nebenabreden“ angesehen werden können

(vgl. EuGH, PM Nr. 145/24 vom gleichen Tag). Booking.com, eine Gesellschaft niederländischen Rechts mit Sitz in Amsterdam,

bietet einen weltweiten Vermittlungsdienst für die Buchung von Unterkünften an. Hotelbetriebe zahlen Booking.com eine Pro-

vision für jede Buchung, die von Reisenden über die Plattform vorgenommen wird. Die Hotelbetriebe dürfen zwar alternative

Vertriebskanäle nutzen, aber es ist ihnen untersagt, Übernachtungen zu Preisen anzubieten, die unter den auf der Website

Booking.com angebotenen Preisen liegen. Ursprünglich galt dieses Verbot sowohl für das Angebot auf den eigenen Vertriebs-

kanälen der Hoteliers als auch für das Angebot auf von Dritten betriebenen Vertriebskanälen (sog. „weite Bestpreisklausel“). Seit

2015 dürfen nach einer eingeschränkten Fassung dieser Klausel nur über eigene Vertriebskanäle keine Übernachtungen zu ei-

nem niedrigeren Preis angeboten werden. Die deutschen Gerichte entschieden, ohne den EuGH befragt zu haben, dass die von

den Hotelbuchungsplattformen verwendeten (engen oder weiten) Bestpreisklauseln gegen das Wettbewerbsrecht insbeson-

dere der Union verstießen. Das deutsche Bundeskartellamt war bereits zu demselben Ergebnis gelangt. Das Bezirksgericht

Amsterdam, bei dem Booking.com eine Klage u. a. auf Feststellung der Gültigkeit der von ihr verwendeten Bestpreisklauseln

erhob, hat beschlossen, dem EuGH Fragen zur Vereinbarkeit sowohl enger als auch weiter Bestpreisklauseln im Hinblick auf die

Wettbewerbsregeln der Union zur Vorabentscheidung vorzulegen. Der EuGH stellte in seinem Urteil fest, dass die Erbringung

von Online-Hotelbuchungsdiensten durch Plattformen wie Booking.com eine neutrale oder sogar positive Auswirkung auf den

Wettbewerb hatte. Diese Dienste ermöglichen nämlich zum einen Verbrauchern den Zugang zu einer Vielzahl von Unterkunfts-

angeboten sowie deren schnellen und einfachen Vergleich anhand verschiedener Kriterien, und zum anderen ermöglichen sie

es den Beherbergungsbetrieben, eine größere Sichtbarkeit zu erlangen. Hingegen stehe nicht fest, dass weite oder enge Best-

preisklauseln zum einen für die Verwirklichung dieser Hauptmaßnahme objektiv notwendig sind und zum anderen in einem

angemessenen Verhältnis zu dem mit ihr verfolgten Ziel stehen. In Bezug auf weite Bestpreisklauseln sei insoweit festzustellen,

dass sie, abgesehen davon, dass sie geeignet sind, den Wettbewerb zwischen den verschiedenen Hotelbuchungsplattformen

zu verringern, die Gefahr beinhalten können, dass kleine Plattformen und neu eintretende Plattformen verdrängt werden. Das

Gleiche gelte für enge Bestpreisklauseln. Auch wenn sie auf den ersten Blick eine weniger wettbewerbsbeschränkende Wirkung

haben und das Ziel verfolgen, der Gefahr eines Trittbrettfahrens zu begegnen, sei nicht ersichtlich, dass sie objektiv notwendig

sind, um die wirtschaftliche Tragfähigkeit der Hotelreservierungsplattform zu gewährleisten. Vgl. hierzu auch den sogleich ab-

gedruckten Tenor der Entscheidung.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: booking.com – Bestpreisklauseln bei

Online-Plattformen für die Buchung von

Unterkünften grundsätzlich keine „Neben-

abreden“

1. Art. 101 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen,

dass er auf weite und auf enge Bestpreisklauseln

in Verträgen zwischen Online-Hotelbuchungs-

plattformen und Beherbergungsbetrieben an-

wendbar ist, da diese Klauseln keine Nebenabre-

den zu diesen Verträgen darstellen.

2. Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 330/

2010 der Kommission vom 20. April 2010 über

die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 [AEUV]

auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen und

abgestimmten Verhaltensweisen ist dahin aus-

zulegen, dass dann, wenn eine Hotelbuchungs-

plattform bei Transaktionen zwischen Beher-

bergungsbetrieben und Verbrauchern als Ver-

mittlerin auftritt, die Abgrenzung des fraglichen

Marktes für die Zwecke der Anwendung der in

dieser Bestimmung festgelegten Marktanteils-

schwellen eine konkrete Prüfung der Substituier-

barkeit zwischen den Online-Vermittlungsdien-

sten und den anderen Vertriebskanälen aus der

Sicht von Angebot und Nachfrage erfordert.

EuGH, Urteil vom 19.9.2024 – C-264/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2241-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: DSGVO – Verarbeitung personenbe-

zogener Daten (hier: Weitergabe von Infor-

mationen über alle Gesellschafter, die

durch Treuhandgesellschaften an einem

Investmentfonds mittelbar beteiligt sind)

1. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b der Verord-

nung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 27. April 2016 zum

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-

tung personenbezogener Daten, zum freien Da-

tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/

46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) ist dahin

auszulegen, dass eine Verarbeitung personenbe-

zogener Daten, die darin besteht, auf Anfrage ei-

nes Gesellschafters eines als Publikumsperso-

nengesellschaft organisierten Investmentfonds

Informationen über alle Gesellschafter, die durch

Treuhandgesellschaften an diesem Investment-

fonds mittelbar beteiligt sind, unabhängig vom

Umfang ihrer Beteiligung am Kapital dieses

Fonds weiterzugeben, damit mit ihnen Kontakt

aufgenommen werden kann, um mit ihnen über

den Abkauf ihrer Gesellschaftsanteile zu verhan-

deln oder um sich mit ihnen zur gemeinsamen

Willensbildung im Rahmen von Gesellschafter-

beschlüssen abzustimmen, nur dann im Sinne

dieser Bestimmung als für die Erfüllung des Ver-

trags, auf dessen Grundlage diese Gesellschafter

solche Beteiligungen erworben haben, erforder-

lich angesehen werden kann, wenn diese Verar-

beitung objektiv unerlässlich ist, um einen

Zweck zu verwirklichen, der notwendiger Be-

standteil der für dieselben Gesellschafter be-

stimmten Vertragsleistung ist, so dass der

Hauptgegenstand des Vertrags ohne diese Ver-

arbeitung nicht erfüllt werden könnte. Dies ist

nicht der Fall, wenn dieser Vertrag die Weiterga-

be dieser personenbezogenen Daten an andere

Anteilseigner ausdrücklich ausschließt.

2. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f der Verord-

nung 2016/679 ist dahin auszulegen, dass eine

solche Verarbeitung nur dann als zur Wahrung

der berechtigten Interessen eines Dritten erfor-

derlich im Sinne dieser Bestimmung angesehen

werden kann, wenn sie zur Verwirklichung eines

solchen berechtigten Interesses absolut notwen-

dig ist und unter Würdigung aller relevanten

Umstände die Interessen oder Grundrechte und

Grundfreiheiten der betreffenden Gesellschafter

gegenüber diesem berechtigten Interesse nicht

überwiegen.

3. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. c der Verord-

nung 2016/679 ist dahin auszulegen, dass die

betreffende Verarbeitung personenbezogener
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